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Medienmitteilung des überparteilichen Komitees « JA zur Bildung »

JA zum Bildungsraum Schweiz!

Breit abgestütztes Komitee für ein JA zu den neuen Bildungsartikeln am 21. Mai

« JA zu einem modernen und zukunftsgerichteten Bildungsraum Schweiz ! ». So 
lautet die Kernaussage des breit abgestützten Komitees « JA zur Bildung », dem 
Mitglieder sämtlicher im Parlament vertretener Fraktionen sowie die Mehrzahl der 
kantonalen Bildungsdirektorinnen angehören. Das Komitee « JA zur Bildung » 
warb heute für ein JA in der Volksabstimmung vom 21. Mai zu den neuen Bil­
dungsartikeln in der Bundesverfassung. Diese verbessern die Chancengleichheit, 
ermöglichen die gleichwertige gesellschaftliche Anerkennung der verschiedenen 
Bildungswege und erhöhen die Bedeutung der Weiterbildung. Die neuen Verfas­
sungsartikel ermöglichen zudem eine bessere Koordination zwischen Bund und 
Kantonen sowie innerhalb der Kantone im Bildungsbereich, ohne die Schulhoheit 
der Kantone zu gefährden.

Dem überparteilichen Komitee « JA zur Bildung » gehören nicht weniger als 140 eidge­
nössische Parlamentarierinnen sowie die meisten kantonalen Bildungsdirektorinnen an. 
Sieben Mitglieder des Komitee-Co-Präsidiums legten vor den Medien im Berner Bun­
deshaus die Bedeutung und Notwendigkeit der neuen Bildungsartikel dar. Diese ermög­
lichen einen wichtigen Schritt hin zu einem einheitlichen, durchlässigen und qualitativ 
hoch stehenden Bildungsraum Schweiz. Die Bildungsartikel seien eine wichtige Voraus­
setzung für mehr Chancengleichheit und würden dem steigenden Bedürfnis nach Mobili­
tät Rechnung tragen, betonte Nationalrätin Pascale Bruderer (SP/AG). Die liberale Gen­
fer Nationalrätin Martine Brunschwig Graf wies darauf hin, dass dank dieser Vorlage das 
schweizerische Bildungssystem mit dem europäischen kompatibler werde.

Für die Regierungsrätin und Bildungsdirektorin des Kantons Freiburgs, Isabelle Chassot 
(CVP), bieten die neuen Bildungsartikel den Kantonen ausgezeichnete Voraussetzun­
gen für die Modernisierung des Bildungswesens, ohne deren Souveränität im Bildungs­
bereich in Frage zu stellen. Das Projekt HarmoS sei der Schlüssel zur Erhaltung der 
kantonalen Souveränität, rief der Zuger Regierungsrat und Bildungsdirektor Matthias Mi­
chel (FDP) in Erinnerung. Falls sich die Kantone in zentralen Punkten nicht auf eine 
Harmonisierung einigen können, fällt die Kompetenz allerdings dem Bund zu. Im Hoch- 
schulbereich gehe es darum, die Stärken und Schwerpunkte jeder Institution auszubau­
en bzw. aufeinander abzustimmen, erklärte Nationalrätin Ruth Genner(Grüne/ZH) in ih­
rem Referat. Letztendlich sollen die Qualität und die Leistung des schweizerischen Bil­
dungssystems, das eine zentrale Rolle für unsere Wirtschaft spiele, verbessert werden, 
führte Nationalrat Theophil Pfister (SVP/SG) aus. Dies beinhaltet auch eine verstärkte 
lebenslange Weiterbildung. Auch dazu würden die neuen Bildungsartikel eine wichtige 
Voraussetzung bieten, unterstrich Nationalrat Heiner Studer (EVP AG).

Mehr Informationen unter: http://www.bildung-ja.ch/d/aktuell.html

http://www.bildung-ja.ch/d/aktuell.html
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21. Mai  2006: Ja zu den rev id ier ten  Bi ldungsar t ike ln

Die Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) unterstützt die revidierten Bildungs­

bestimmungen in der Bundesverfassung und empfiehlt deren Annahme am 21. Mai 2006.

Die 26 kantonalen Erziehungsdirektorinnen und -direktoren haben am 9. März 2006 eine 

Erklärung zu den revidierten Bildungsbestimmungen in der Bundesverfassung 

verabschiedet. Aus Sicht der EDK sprechen namentlich folgende Punkte für eine 

Annahme:

• Wichtige Innovationen: Unter Beibehalt der heutigen Kompetenzordnung, bei 

der die Kantone die Hauptverantwortung tragen, beinhaltet die Revision wichtige 

Neuerungen:

o sie stärkt die Zusammenarbeit der Kantone untereinander sowie mit dem 
Bund,

o sie verpflichtet die Kantone und den Bund erstmals per Verfassung zur 
Harmonisierung bestimmter Eckwerte,

o sie legt die Grundlage für innovative Formen der zielorientierten 
Systemsteuerung.

• Support  für Laufendes: Bereits laufende Unternehmungen erhalten durch die 

Neuordnung der Bildungsartikel wichtigen Support: die Interkantonale Vereinbarung 

zur Harmonisierung der obligatorischen Schule (HarmoS-Konkordat) der EDK und 

das angelaufene schweizerische Bildungsmonitoring von Bund und Kantonen. 

Dennoch gilt es zu trennen: Mit der Annahme der Verfassungsrevision wird nicht 

gleichzeitig Ja gesagt zum HarmoS-Konkordat. Dieses geht seinen eigenen 

Entscheidweg in kantonalen Ratifikationsverfahren (kantonale Parlamente und evtl. 

Volksentscheid).

• Grundlage für die zukünft ige Hochschulpoli t ik:  Für die

Hochschulpolitik ab ca. 2010 (momentan im Projekt „Hochschullandschaft“ in 

Vorbereitung) stellt der neue Hochschulartikel die notwendige verfassungsrechtliche 

Grundlage dar; ohne diese wäre die geplante gemeinsame Steuerung des 

Hochschulbereichs (Universitäten und Fachhochschulen) durch Bund und Kantone 

nicht möglich.
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• Kohärente Sicht auf die Bildung beim Bund: Der Bund wird stärker ins 

Gesamtsystem eingebunden. Die EDK erhofft sich dadurch, dass der Bund seine 

bisher -  aufgrund seiner Teilzuständigkeiten -  sektorielle Sicht erweitern und eine 

umfassendere Sichtweise auf das Bildungssystem entwickeln kann. Das spricht auch 

für die Zusammenlegung der Bundes-Bildungskompetenzen in einem Departement.

• Klare Verantwortl ichkeiten: Die neuen Bildungsartikel legen klar die

Verantwortlichkeiten fest. Die Kantone erwarten, dass dies in den vom Bund ganz 

oder teilweise geregelten Bereichen (Berufsbildung, Hochschulen, 

Forschungsförderung) auch für die Finanzierungsverantwortung gilt.

Isabelle Chassot, Staatsrätin

Freiburg, 18.4.2006



PRDO
Freisinnig-Demokratische Partei Parti radical-démocratie F r e i h e i t  U n d  V e r a n t w o r t u n g .

M e d ie n k o n fe re n z  „Ja  zum  B ildungsraum  S c h w e iz “

Es g ilt das g e s p ro c h e n e  W ort

G la u b w ü rd ig e r F ö d e ra lism u s  -  K a n to n e  a ls  V e rtra g s p a rtn e r  w e rd e n  
g e s tä rk t
Zur B edeutung und A n w e n d u n g  des revid ierten Art. 62 BV zum Schulwesen 

Von Matthias Michel, Bildungsdirektor des Kantons Zug

Interkantonale Vereinbarungen gehören traditionellerweise zur interkantonalen Zu­
sammenarbeit. Durch die zwei jüngsten Verfassungsabstimmungen bekommen inter­
kantonale Verträge eine erhöhte Bedeutung, ja werden zu eigentlichen Pfeilern des 
zukünftigen föderalen Bundesstaats.

Mit der Verfassungsabstimmung von Ende 2004 zur Neugestaltung des Finanzaus­
gleichs und der Aufgabenteilung (NFA) sind die Kantone in neun Bereichen zur 
Zusammenarbeit mit Lastenausgleich aufgefordert. In diesen Bereichen kann der 
Bund unter gewissen Voraussetzungen einen interkantonalen Vertrag allgemein ver­
bindlich erklären oder einzelne Kantone zum Beitritt zwingen; die Bereiche Schulwesen 
und kantonale Hochschulen gehören dazu (vgl. Art. 48a BV). In terkantonale V er­
träge werden dadurch auch für den Bund zum Instrum ent einer gesam tschw ei­
zerisch verbindlichen Regelung.

Mit der am 21. Mai 2006 anstehenden Revision der Verfassungsartikel zur Bildung 
wird ebenfalls ein neues Instrum ent der föderalistischen Kompetenzregelung
eingeführt: Wenn es den Kantonen nicht gelingt, au f dem Koordinationsweg die 
Eckw erte des Bildungswesens zu harmonisieren (mittels des geplanten Konkor­
dats HarmoS), dann fällt die entsprechende Kompetenz an den Bund. HarmoS wird 
dam it zum Schlüssel für Bewahrung der kantonalen Kompetenz insbesondere im Volks- 
schulbereich.

Dass gleichzeitig am 21. Mai 2006 in zwei Kantonen (Thurgau, Zug) über Initiativen ge­
gen die Sprachenstrategie der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erzie­
hungsdirektoren EDK (mit dem Modell 3/5) abgestimmt wird, erscheint mehr als schick­
salshaft: Kantonal unterschiedliche Bildungsziele im Sprachenunterricht sind we­
der denkbar noch durchsetzbar, wenn die Verfassungsänderungen am 21. Mai vom 
Stimmvolk angenommen werden. Wie werden denn die neuen Verfassungsgrundla­
gen zur Harmonisierung (insbesondere Art. 62 Abs. 4 BV) umgesetzt?

Das Szenario wird am Beispiel der Fremdsprachen Folgendes sein:

Gehen wir davon aus, dass 20 Kantone dem Konkordat HarmoS beitreten werden; 6 
verzichten darauf. Folgende Varianten sind denkbar:

Neuengasse 20. Postfach 6136. 3001 Bern
Telefon: 031 320 35 35 - Fax: 031 320 35 00 - Email: info@fdp,ch -  Internet: www.fdp.ch - www.prd.ch

http://www.fdp.ch
http://www.prd.ch


a. Die EDK legt mit der erforderlichen 2/3-Mehrheit die Ziele des Unterrichts in Eng­
lisch und Französisch nach 6 und 9 Schuljahren fest. Diese Ziele sind für die 20 beigetre­
tenen Kantone verbindlich (Art. 7 des Konkordats HarmoS). Für die 6 aussenstehenden 
Kantone werden diese Ziele dann verbindlich, wenn der Bund diese Kantone zum Bei­
tritt zum HarmoS-Konkordat verpflichtet, oder dieses Konkordat allgemein verbindlich 
erklärt.

b. Die EDK verfehlt einen verbindlichen Beschluss über die Ziele des Fremdspra­
chenunterrichts, da die 2/3-Mehrheit nicht zustande kommt. Der Koordinationsweg ist 
gescheitert, weshalb die Bundeskompetenz zum Tragen kommt: Der Bundesgesetz­
geber wird nun zuständig, die Eckwerte und dam it auch die Ziele der einzelnen Bil­
dungsstufen Im Fremdsprachenunterricht zu definieren. Für alle Kantone verbindlich 
wird der Bund die Ziele in den Fremdsprachen nach 6 und 9 Schuljahren festlegen.

ANHANG

Bundesverfassung (Abstimmungsvorlage vom 21. Mai 2006)

Art. 48a Allgemeinverbindlicherklärung und Beteiligungspflicht

1 Auf Antrag interessierter Kantone kann der Bund in folgenden Aufgabenbereichen 
interkantonale Verträge allgemein verbindlich erklären oder Kantone zur Beteiligung 
an interkantonalen Verträgen verpflichten:

b. Schulwesen hinsichtlich der in Artikel 62 Abs. 4 genannten Bereiche;
c. kantonale Hochschulen

Art. 62 Schulwesen

1 Für das Schulwesen sind die Kantone zuständig.

2 Sie sorgen für einen ausreichenden Grundschulunterricht, der allen Kindern offen 
steht. Der Grundschulunterricht ist obligatorisch und untersteht staatlicher Leitung und 
Aufsicht. An öffentlichen Schulen ist er unentgeltlich,

4 Kommt auf dem Koordinationsweg keine Harmonisierung des Schulwesens im Be­
reich des Schulelntrittsalters und der Schulpflicht, der Dauer und Ziele der Bildungsstu­
fen und von deren Übergängen sowie der Anerkennung von Abschlüssen zustande, 
so erlässt der Bund die notwendigen Vorschriften.

Aus dem Bericht der Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats 
vom 23. Juni 2005 betr. Parlamentarische Initiative/Bildungsrahmenartlkel in der Bun­
desverfassung (BBI 2005, S. 5521 f . ) :
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„Funktional be trach te t wird dam it die eigene Handlungskompetenz des Bundes au f 
die Bestimmung von Eckwerten oder „Treffpunkten" des schweizerischen Bildungswe­
sens, d.h. au f die Steuerung von Bildungsstrukturen und -ziele, Zu- und Übergänge zu 
den Bildungsstufen und au f die Anerkennung von Studienabschlüssen konzentriert. 
(...) Unter „Harmonisierung könnten unterschiedliche Grade und Formen der Anglei­
chung der kantonalen Schulsysteme verstanden werden. Es ist gerade Sache der Ko­
ordinationsorgane, vor allem der EDK, die notwendigen Ziele und Standards festzule­
gen. Ein harmonisiertes, durchlässiges schweizerisches Schulsystem hat zweifellose ge­
wisse Minimalanforderungen zu erfüllen. Gefordert ist jed o ch  n icht ein einheitliches 
Schulsystem. Den Kantonen soll Gestaltungsspielraum verbleiben, soweit dies m it den 
gemeinsamen Zielen vereinbar ist."

Art. 7 Bildungsstandards (Entwurf Konkordat HarmoS)

1 Zur gesamtschweizerischen Harmonisierung der Unterrichtsziele werden nationale Bil­
dungsstandards festgelegt.

4 Sie werden von der Plenarversammlung der EDK mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
ihrer
Mitglieder verabschiedet von denen mindestens zwei einen nicht mehrheitlich 
deutschsprachigen Kanton vertreten.

Aus der Kurz-Information der EDK zum Projekt „Harmonisierung der obligatorischen 
Schule Schweiz, HarmoS
fhttp://www.edk.ch/PDF Downloads/Vernehmlassunaen/Harmos/Kurzlnfo d .pdf):

„Für die Umsetzung des HarmoS-Konkordates ist in einer ersten Phase vorgesehen, 
Standards für die Bereiche Sprachen (lokale Standardsprache und 2. Landessprache 
sowie eine weitere Fremdsprache), Mathem atik und Naturwissenschaften per Ende 
des 2., 6. und 9. Schuljahres (nach neuer Struktur 4., 8. und 11. Schuljahr) festzulegen."

„Am  21. Mai 2006 wird das Schweizer Stimmvolk über die revidierten Bildungsartikel In 
der Bundesverfassung abstimmen, wie sie das Eidgenössische Parlament zusammen 
mit der EDK ausgearbeitet hat. Der Vollzug des HarmoS-Konkordates ist zwar n ich t ab  
hängig von revidierten Verfassungsbestimmungen. Die neue Bildungsverfassung und 
das HarmoS-Konkordat sind jedoch  inhaltlich m iteinander in Übereinstimmung. Die 
Annahme der neuen Bildungsartikel würde die Harmonisierungsvorhaben der Kantone 
entscheidend stärken. "

3
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Medienkonferenz des 
überparteil ichen Komitees  
„Ja zur B ildung“

A

19. April 2006

Ja zu den neuen Bildungsartikeln am 21. Mai

Eidgenössische Volksabstimmung vom 21. Mai 2006 
über die Neuordnung der 
Verfassungsbestimmungen zur Bildung

Beitrag von NR Pascale Bruderer (SP/AG) an der Pressekonferenz des 
überparteilichen Komitees

Die neue Bildungsverfassung eröffnet uns die Chance, wenn nicht in allen 
Punkten, so doch in zentralen Bereichen des Bildungswesens den 
,Kantönligeist’ zu überwinden und die kantonalen Systeme zu harmonisieren -  
zur Freude und Entlastung der Kinder, Jugendlichen sowie Eltern in diesem 
Land und zu Gunsten der Chancengleichheit beim Zugang zu Bildung!

Die neue Bildungsverfassung geht auf die Initiative verschiedener Exponentinnen und 
Exponenten der Sozialdemokratischen Partei zurück. Unsere Partei sagt denn auch 
aus Überzeugung „Ja" zur Neuordnung der Verfassungsbestimmungen und damit „Ja" 
zu mehr Chancengleichheit...

... dank Harmonisierung
Mit der neuen Bildungsverfassung gelingt der Schweiz ein entscheidender Schritt hin 
zur Harmonisierung unserer Bildungslandschaft. Zwar bleibt die Schulhoheit bei den 
Kantonen; erstmals verpflichtet die Verfassung aber Bund und Kantone ausdrücklich 
zur Zusammenarbeit und Koordination.
Weiter werden die hohe Qualität und die Ausgestaltung offener, flexibler Bildungswege 
als verfassungsmässige Ziele für das gesamte Bildungssystem verankert. Aus einem 
Nebeneinander von 26 verschiedenen Bildungssystemen wird ein überblickbares 
Gesamtsystem - ohne grosse Gräben zwischen den Kantonen.

... dank Abbau von Mobilitätshürden
Während von den Arbeitskräften immer mehr Mobilität verlangt wird, sind zentrale 
Elemente in der Volksschule immer noch kantonal unterschiedlich geregelt. Der 
Bildungsrahmenartikel schafft hier Vereinheitlichungen. Davon profitieren Studierende 
sowie besonders die Schülerinnen und Schüler -  insbesondere, wenn sie in einen 
anderen Kanton umziehen.
Schuleintrittsalter, Schulpflicht, Schuldauer und Ziele der Bildungsstufen, Übergänge 
im System und Anerkennung von Abschlüssen sollen im Volksschulbereich 
gesamtschweizerisch vereinheitlicht werden. Damit wird die Chancen- und 
Rechtsgleichheit erhöht und die Mobilität der Bevölkerung erleichtert

Es gilt das gesprochene Wort

M ed ien ko n fere n z  vom 19. Apri l  2006
Ja zu den neuen Bildungsartikeln am 21. Mai jm n ^ sp



... dank einer umfassenden Bildungspolitik
Die neue Bildungsverfassung regelt nicht nur Eckwerte der Volksschule, sondern 
umfasst auch den tertiären wie auch quartären Bildungsbereich.
Zentrales Element im Hochschulbereich ist die gemeinsame Steuerung der 
kantonalen Universitäten, der Technischen Hochschulen des Bundes und der 
regionalen Fachhochschulen. Die verschiedenen Hochschultypen werden dabei als 
andersartig aber gleichwertig behandelt, allgemein bildende und berufsbezogene 
Bildungswege sollen eine gleichwertige gesellschaftliche Anerkennung finden.
Endlich findet auch die Weiterbildung, welcher im Zeitalter des lebenslangen Lernens 
eine enorme Bedeutung zukommt, Eingang in die Verfassung.

... dank Eingliederung in den europäischen Bildungsraum
Die Schaffung eines gemeinsamen Hochschulraums für Universitäten und 
Fachhochschulen erlaubt eine bessere Koordination des Studienangebots und mehr 
Durchlässigkeit zwischen den Hochschultypen.
Besonders sinnvoll und dringlich ist diese Entwicklung mit Blick auf den europäischen 
Bildungsraum, in welchen die Schweizer Hochschulen eingebunden sein müssen.

Zusammenfassend können die neuen Verfassungsartikel einen wesentlichen Schritt 
in Richtung mehr Chancengleichheit im Bildungsbereich bedeuten.
Darum empfiehlt die Sozialdemokratische Partei den Schweizerinnen und Schweizern, 
die neue Bildungsverfassung anzunehmen und mit einem deutlichen Resultat auch zu 
signalisieren, wie wichtig deren Umsetzung und Konkretisierung auf Gesetzesebene 
ist.

M edien konfere nz  vom 19. April  2006
Ja zu den neuen Bildungsartikeln am 21. Mai Mssmssm sp



Ein wirkungsvolles Bildunqssvstem muss den Bedürfnissen der Mobilität 
Rechnung tragen

Martine Brunschwig Graf, Nationalrätin (LPS)

Es ist ein Irrtum glauben zu wollen, der Ausbildungsgang von Jungen folge einer vorausbe­
stimmten Linie, in deren Verlauf man weder je die Schule noch die Fachrichtung wechselt 
und bis zum Abschlusszeugnis an die Geburtsgemeinde und den Geburtskanton gebunden 
bleibt!
So wickeln sich die Dinge nicht ab. Familien ziehen um und es ist nichts Aussergewöhnli- 
ches, aus Distanzgründen die Schule im Nachbarkanton zu besuchen; viele Schüler wech­
seln im Verlauf ihrer Ausbildung die Fachrichtung und annähernd 25% der Studenten mit 
Hochschulabschlüssen haben - gemäss Erhebungen von 2002 - ein Semester oder mehrere 
an anderen Hochschulen als an ihrer angestammten verbracht, in der Schweiz und im Aus­
land. Der Prozentsatz hat sich seit 1990 verdoppelt.
Dies bedeutet somit, dass das Bildungssystem diesen Elementen Rechnung tragen muss. 
Es muss in Zeit und Raum Kohärenz und Kontinuität gewährleisten.

1. Wohnortwechsel darf die Kinder nicht bestrafen
Seit Jahrzehnten beklagen sich Eltern in allen Teilen der Schweiz, dass ein Wohnortwech­
sel ihren Kindern grosse Anpassungsanstrengungen abverlange. Die Schulsysteme unter­
scheiden sich voneinander in Bezug auf Dauer, Anforderungen und Schulorganisation, was 
den Schülern die weitere Schulausbildung mehr oder weniger erschweren kann.
Aus diesem Grund sind die im Bundesbeschluss vorgesehenen Harmonisierungsbestre­
bungen (insbesondere die Artikel 61a und 62) von grösser Bedeutung. Sie sind übrigens das 
Ergebnis der gegenwärtig von allen Kantonen im Rahmen des Projekts HarmoS geleisteten 
Arbeiten. Angefangen beim Schuleintrittsalter über die Unterrichtsdauer und die Ausbil­
dungsziele bis hin zur Anerkennung der Diplome muss das ganze System in einem umfas­
senden Bildungsraum Schweiz harmonisiert werden.

2. Atypische Bildungsgänge sind nicht selten
Es ist auch bekannt, dass nicht alle Jungen vorbestimmte Bildungsgänge absolvieren. Es 
kommt vor, dass sie die Fachrichtung wechseln oder ihren Bildungsstand vervollständigen 
wollen, sei es in Bezug auf die Allgemeinbildung oder das berufliche Können. Es ist deshalb 
nötig, dass die Vorausssetzungen für solche Wechsel auf allen Bildungsstufen klar geregelt 
werden. Somit sind die Verfassungsbestimmungen über die Berufsausbildung durch den 
Begriff der «Durchlässigkeit» (Art. 63 Absatz 2) vervollständigt und verstärkt worden. Den 
gleichen Begriff der Durchlässigkeit findet man übrigens auch in Artikel 61a, der die Grund­
sätze des Bildungsraums Schweiz festlegt.

3. In den Hochschulen steigt die Mobilität
Des Weiteren zeigt die Inkraftsetzung der Erklärung von Bologna, wie nötig eine Harmoni­
sierung der Bildungsgänge und der Diplome an den Hochschulen ist. Die Mehrheit von Stu­
dierenden, die wenigstens ein Semester an einer anderen als an ihrer eigenen Universität 
absolvieren, tut dies im Rahmen des Austauschprogramms ERASMUS im Ausland und 
namentlich im europäischen Raum. Nebenbei stellt man fest, dass die Frauen mobiler sind 
als die Männer und damit als Erste von den Massnahmen profitieren können, die von den 
am kommenden 21. Mai zur Abstimmung gelangenden Verfassungsänderungen vorgesehen 
sind.
Bis jetzt haben wir die Auswirkungen der bilateralen Abkommen auf die Arbeitsmöglichkeiten 
in der Schweiz und in der gesamten Europäischen Union noch nicht verspüren können. Es 
ist jedoch besonders wichtig, den Jungen, die das wünschen, die Möglichkeit zu geben, ihre 
Ausbildung durch Bildungselemente zu bereichern, die sie an verschiedenen Hochschulen



und namentlich im Ausland erwerben. Dies wird für sie auf einem auf europäischer Ebene 
«globalisierten» Arbeitsmarkt bestimmt von Vorteil sein.

4. Ein Leben lang beweglich bleiben
Bezüglich Mobilität darf schliesslich ein wesentliches Element nicht vergessen werden: die 
Weiterbildung. Wir leben in einer Welt, in welcher der Wechsel zur Norm geworden ist. Auf 
persönlicher wie auf beruflicher Ebene geht es darum, sich anzupassen und seine Kenntnis­
se und Fähigkeiten aufzudatieren. Dank dem neuen Verfassungsartikel 64a wird die Weiter­
bildung eine landesweit wichtige Aufgabe sein, welche ein Leben lang die Beweglichkeit er­
leichtern soll.
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Für eine qualitativ hoch stehende Hochschullandschaft Schweiz

Ruth Genner, Nationalrätin Grüne, Zürich

Ein wesentlicher Teil der neuen Verfassungsartikel zur Bildung befasst sich mit der 
Hochschullandschaft der Schweiz. Der Bund betreibt selber allein die Eidgenössischen 
Technischen Hochschulen in Zürich und Lausanne. Er hat aber eine entscheidende Rolle bei der 
Unterstützung der kantonalen Hochschulen. Wesentliche Beiträge an die kantonalen Hochschulen 
stammen vom Bund.

Mit dem neuen Verfassungsartikel wird nicht nur die Koordination der Hochschulen verbessert, sie 
wird durch gemeinsame Organe der Kantone ermöglicht und verlangt. Sollten sich dabei die 
Kantone nicht einig werden, hat der Bund ausdrücklich diese notwendige Koordinationsfunktion 
wahrzunehmen. Damit sind die Kantone und der Bund in der Pflicht, im Hochschulbereich eng 
zusammenzuarbeiten, sie tragen für den Hochschulbereich letztlich gemeinsam die 
Verantwortung.

Welche Bereiche sollen koordiniert werden?
Die einzelnen Aspekte werden durch die Anschlussgesetzgebung geklärt werden. Die 
Verfassungsebene verweist hiermit einfach auf den Koordinationsansatz und verweist auf das 
Gesetz, das seinerseits auf die Möglichkeit von Vertragsabschlüssen von Kantonen und Bund 
hinweist. Im Gesetz sollen Zuständigkeiten, Grundsätze; Organisationsformen und Verfahren 
beschrieben werden.
Inhaltlich wichtig sind die Koordination im Ausbildungs- und Forschungsbereich und die damit 
verbundene Sicherung der Qualität. Will die Schweiz weiterhin über eine hoch stehende 
Hochschullandschaft verfügen, so sind im Bereich der Qualitätssicherung zwingend Massnahmen 
zu treffen und auf hohem Niveau zu koordinieren.
Ein weiterer Aspekt umfasst die Anerkennung von Institutionen und Abschlüssen.
Bei der Finanzierung hat der Bund eine vornehme Rolle. Es gilt dabei, die Unterstützung der 
Hochschulen an einheitliche Finanzierungsgrundsätze zu knüpfen. Besonders kostspielige 
Hochschulbereiche und -ausbildungen sind überdies an einer auszuhandelnden Aufgabenteilung 
zwischen den verschiedenen Hochschulen fest zu machen. Das bedeutet, dass wir uns spezielle 
und auch teure Ausbildungen weiterhin leisten und leisten wollen. Es sollen jedoch in Zeiten 
knapper Mittel, Ressourcen sparende Massnahmen getroffen werden können.

Mit dem Projekt „Hochschullandschaft Schweiz“, welches gleichsam auf die Verfassungsgrundlage 
aufbaut, verfolgen Bund und Kantone im Bereich der zehn kantonalen Universitäten, der sieben 
Fachhochschulen sowie der Eidgenössischen Technischen Hochschule eine gemeinsame 
Gesetzgebung. Es gilt festzuhalten, dass die schweizerischen Universitäten und Fachhochschulen 
Bildungs- und Forschungsdienstleistungen von hoher Qualität anbieten. Dennoch weist unser 
heutiges Hochschulsystem Schwachstellen auf, die behoben werden müssen. Zu nennen sind 
insbesondere die ungenügende Steuerung des Hochschulsystems, die nicht zu rechtfertigende 
Kostenunterschiede von vergleichbaren Studiengängen zwischen den einzelnen Hochschulen und 
die mangelnde Aufgabenteilung unter den Hochschulen.

Die vorliegende Verfassung soll im Hochschulbereich den notwendigen Wandel zu mehr 
Koordination und Qualität möglich machen.
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Für ein leistungsfähiges Bildungswesen

Theophil Pfister, Nationalrat SVP, Flawil

Kaum jemand bestreitet heute, dass unser Land im Bereich der Bildung und For­
schung nicht vor grossen neuen Herausforderungen steht. In der Bildung treffen zwar 
unterschiedliche staatspolitische und kulturelle Vorstellungen aufeinander. Aber alle 
Bildungsanstrengungen haben das gemeinsame Ziel, unserem Land den langfristigen 
Erfolg zu sichern. Ob wir die weltweiten Märkte nun mögen oder nicht, es ist eine Tat­
sache, dass sich nicht nur die Wirtschaft, sondern auch die Bildung und Forschung 
internationalisieren. Wer neue Projekte plant und Aktivitäten entwickelt, der kann sich 
nicht mehr nur auf die Vorgänge in unserem Land beschränken. Es sind die neuen 
Märkte, die ändern Kulturen, die für uns alle die grosse Herausforderung bedeuten, im 
Osten wie im Westen und immer mehr in Asien. Und auch wer keine grossen Ambitio­
nen auf internationale Aktivitäten hat muss erkennen, dass wir mehr und mehr aus 
dem Binnenmarkt heraustreten und internationale Partner, aber auch internationale 
Konkurrenz haben. Unsere Bildung hat auf allen Stufen auf diese Entwicklung eine 
Antwort zu geben.

Der zweite und nahe liegende Grund für die Bemühungen um eine Schulkoordination ist die 
Tatsache, dass ein Schulwechsel über die Kantonsgrenzen hinweg vielen Eltern wie Schü­
lern heute sogar mehr Sorgen macht als früher. Trotz Konkordate und Koordinationsbemü­
hungen weist unser System Lücken auf, die bei guter Planung auf Kantons -  und Bundes­
ebene geschlossen werden können.

Die subsidiäre Regelungskompetenz des Bundes
So betrachtet ist es eine logische Entwicklung, wenn in der Bildung die Zusammenarbeit und 
Koordination heute verstärkt wird. Schuleintrittsalter und Schulpflicht, Dauer und Ziele der 
Stufen, Übergänge und die Anerkennung von Abschlüssen sind die namentlich genannten 
Bereiche, wo der Bund eine subsidiäre Regelungskompetenz erhält. Dies nur dann, wenn 
sich die Kantone nicht einigen können. Diese mögliche Bundeskompetenz wird, das wage 
ich vorauszusagen, die Kantone in den meisten Fällen zu guten gemeinsamen Lösungen 
ohne Bundeseingriff führen. Damit lassen sich die kantonalen Modelle der Grundschule wie 
auch die Bundesmodelle in der Berufsbildung und im Hochschulbereich soweit koordinieren, 
dass die Mobilität der Schülerinnen und Schüler auf nationaler und internationaler Ebene 
gewährleistet ist.

Die Konsensfindung war nicht einfach
Die Subkommission der WBK Nationalrat und die Kommission des Ständerates haben lange 
an dieser Lösung gearbeitet. Sowohl in der ständerätlichen WBK mit dem Hochschulartikel 
wie auch in der nationalrätlichen Kommission mit dem umfassenden Bildungsrahmenartikel 
(heute Neuordnung der Verfassungsbestimmungen zur Bildung genannt) ergaben sich Mo­
mente des Stillstandes und der Neubesinnung. Das ist nicht verwunderlich. Bei der Bildung 
treffen seit der Gründung des Bundesstaates im Jahre 1848 die unterschiedlichen staatspoli­
tischen und kulturellen Vorstellungen aufeinander. In der Bundesverfassung ist gerade des­
halb nach wie vor klar und deutlich verankert, dass für das Schulwesen die Kantone zustän­
dig sind (Artikel 62, Abs. 1).



Die Schulhoheit der Kantone bleibt gewahrt
Ziele lassen sich in der Regel auf verschiedenen Wegen erreichen. So gab es zahlreiche 
Vorschläge, vom Grundsatz der kantonalen Schulhoheit abzuweichen und mehr Bundes­
kompetenz einzubringen. Hier hat es sich klar gezeigt, dass nur auf dem föderalen Konzept 
der Kantonszuständigkeit mit einer Stärkung der interkantonalen Vereinbarungen und Kon­
kordate überhaupt eine breit akzeptierte Lösung gefunden werden kann. Es braucht eine 
verstärkte Auseinandersetzung mit diesem Thema, um in den neuen Verfassungsbestim­
mungen nicht den vor 120 Jahren geborenen Schulvogt, sondern die Notwendigkeit der Ver­
besserungen für die Eltern und Schüler sowie die Chancen für unsere ganze Volkswirtschaft 
zu sehen.

Kein Kostenschub, aber mehr Effizienz und weniger Frustrationen
Als Mitglied der Subkommission NR und der WBK-NR freue ich mich auf die neuen Möglich­
keiten und Verbesserungen, die mit dieser Vorlage ausgelöst werden. Es ist eine Vorlage, 
die keine signifikanten Mehrkosten für den Bund bedeutet. Sie kommt den Eltern sowie 
Schülerinnen und Schüler, Studentinnen und Studenten zugute. Von der Koordination der 
beruflichen wie auch der schulischen Bildung profitiert die ganze Wirtschaft und somit auch 
die Volkswirtschaft. Die Vorteile gegenüber den bisherigen Bestimmungen vermögen die 
Kantone, die Wirtschaft und die Bildungspolitiker aller Parteien zu überzeugen. Dabei ist das 
Paket als Ganzes zu bewerten, als einen Beitrag an den Erfolg unseres Landes in der Zu­
kunft. Mit dieser neuen Verfassungsgrundlage sind die Weichen gestellt, um die Bildung 
deutlicher als bisher als Investition in die Zukunft zu verstehen.
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Organisationen-Komitee Bildungsrahmenartikel

Verbände/Institutionen/Organisationen
• CRUS -  Rektorenkonferenz der Schweizer Universitäten (http://www.crus.ch)
• KFH -  Konferenz der Fachhochschulen der Schweiz (http://www.kfh.ch)
• VSH - Verband der Schweizerischen Hochschulstudierendenschaften (http://www.aes-vsh.ch)
• VSS -  Verband der Schweizer Studierendenschaften (http://www.vss-unes.ch)
• LCH -  Dachverband Schweizer Lehrerinnen und Lehrer (http://www.lch.ch)
• economiesuisse -  Verband der Schweizer Unternehmen (http://www.economiesuisse.ch)
• Travail.Suisse -  Dachorganisation der Arbeitnehmenden (http://www.travailsuisse.ch)
• SGB -  Schweizerischer Gewerkschaftsbund (http://www.sgb.ch)
• EDK -  Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (http://www.edk.ch)
• EDI/EVD -  Eidgenössisches Departement des Innern / Eidgenössisches 

Volkswirtschaftsdepartement (http://www.bildungsraumschweiz.admin.ch)
• SKPH - Schweizerische Konferenz der Rektorinnen und Rektoren der Pädagogischen 

Hochschulen (http://www.skph.ch)
• VHS -  Verband der Schweizerischen Volkshochschulen (http://www.up-vhs.ch)
• Senat -  Akademie der Naturwissenschaften Schweiz (http://www.scnat.ch)
• SATW -  Schweizerische Akademie der Technischen Wissenschaften (http://www.satw.ch/)
• SAGW -  Schweizerische Akademie der Geistes- und Sozialwissenschaften 

(http://www.sagw.ch/)
• SAMW -  Schweizerische Akademie für Medizinische Wissenschaften (http://www.samw.ch)
• SVEB -  Schweizerischer Verband für Weiterbildung (http://www.alice.ch)
• Forum Weiterbildung (http://www.forum-weiterbildung.ch)
• Schweizerischer Gewerbeverband (http://www.sgv-usam.ch)
• Schweizerischer Arbeitgeberverband (http://www.arbeitgeber.ch)
• SGCI -  Chemie Pharma Schweiz (http://www.sgci.ch)
• SBVg -  Schweizerische Bankiervereinigung (http://www.swissbanking.org)
• Swissmem (http://www.swissmem.ch)
• S W  -  Schweizerischer Versicherungsverband (http://www.svv.ch)
• hotelleriesuisse (http://www.hotelleriesuisse.ch)
• SBV -  Schweizerischer Bauernverband (http://www.sbv-usp.ch)
• SER -  Syndicat des enseignants romands (http://www.le-ser.ch)

Parteien
• FDP -  Freisinnig-Demokratische Partei (http://www.fdp.ch)
• FDP-Frauen (http://www.fdp-frauen.ch)
• Jungfreisinnige Schweiz (http://www.jungfreisinnige.ch)
• SVP -  Schweizerische Volkspartei (http://www.svp.ch)
• JSVP -  Junge Schweizerische Volkspartei (http://www.jsvp.ch)
• CVP -  Christlichdemokratische Volkspartei (http://www.cvp.ch)
• JCVP -  Junge Christlichdemokratische Volkspartei (http://www.jcvp.ch)
• EDU -  Eidgenössisch-Demokratische Union (http://www.edu-udf.ch)
• GP -  Grüne Partei (http://www.gruene.ch)
• Junge Grüne (http://www.jungegruene.ch)
• EVP -  Evangelische Volkspartei (http://www.evppev.ch)
• *jevp -  junge evangelische volkspartei (http://www.jevp.ch)
• LPS -  Liberale Partei (http://www.liberal.ch)
• Lega dei Ticinesi (http://www.legaticinesi.ch)
• SP -  Sozialdemokratische Partei (http://www.spschweiz.ch)
• SP-Frauen (http://www.sp-frauen.ch)
• Juso -  Jungsozialistlnnen (http://www.juso.ch)
• GLP -  Grünliberale Kanton Zürich (http://www.grunliberale.ch)
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